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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 4 RA 339/05 B 

 

 

 
............................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
vertreten durch das Direktorium, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. April 2006 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof.  Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 18. Oktober 2005 wird als 

unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Zwischen den Beteiligten ist in der Hauptsache streitig, ob die Klägerin gegen die Beklagte ein 

Recht auf eine Geschiedenenwitwenrente hat. Mit ihrem Begehren hatte die Klägerin im 

Verwaltungs-, Klage- und Berufungsverfahren keinen Erfolg. Mit ihrer Beschwerde wendet sie 

sich gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Baden-

Württemberg vom 18. Oktober 2005.  

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerin hat den allein geltend gemachten Zulassungsgrund 

einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht in der 

gebotenen Weise dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie geeignet ist, die Rechts-

einheit zu erhalten oder die Fortbildung des Rechts zu fördern. Dass und warum dies der Fall 

ist, muss sich aus der Beschwerdebegründung ergeben. Der Beschwerdeführer muss deshalb 

die im angestrebten (späteren) Revisionsverfahren zu entscheidende Rechtsfrage klar 

bezeichnen und ausführen, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und 

klärungsfähig ist (vgl ua: BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die Klägerin hat es 

schon unterlassen, eine Rechtsfrage zu formulieren. Sie beanstandet ausschließlich die sachli-

che Richtigkeit des angefochtenen Urteils. Die Behauptung, das LSG habe in der Sache nicht 

richtig entschieden, ist kein Revisionszulassungsgrund.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  
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